
Verzicht auf Kündigungsschutzklage in Aufhebungsvereinbarung zumeist 

 

Die Situation kommt oft vor: Z

Arbeitgeber dem Arbeitnehmer einen Aufhebungsvertrag vor, d

Verzicht des Arbeitnehmers auf 

verbunden ist. 

 

Dieser Klageverzicht ist zumeist unwirksam, stellte das Bundesarbeitsgericht in 

eine Entscheidung vom 24. September 2015 fest.

 

Denn ein vor Ablauf von drei W

formularmäßiger Verzicht auf die Erhebung einer Kündigungsschutzklage ist 

ohne eine angemessene Gegenleistung des Arbeitgebers unwirksam.

Eine solche Vereinbarung 

Arbeitnehmers gemäß § 307 BGB.

 

Der Verzicht auf das Recht, gerichtlich gegen eine Kündigung vorzugehen, stellt 

für sich schon eine unangemessene Benachteiligung des Arbeitnehmers dar.

Eine solche Benachteiligung ist nur dann zu verneinen, wenn dem 

Arbeitnehmer an anderer Stelle vertraglich ein Vorteil gewährt wird. Dieser 

Vorteil muss von einem solchen Gewicht sein, dass er einen angemessenen 

Ausgleich für die Beeinträchtigung darstellt.

 

Dabei stellt eine vom Arbeitgeber übernommene Verpflichtung, dem 

Arbeitnehmer ein Zeugnis mit einer überdurchschnittlichen Leistung

Führungsbeurteilung zu erteilen, keinen angemessenen Vorteil dar

 

 

Verzicht auf Kündigungsschutzklage in Aufhebungsvereinbarung zumeist 

unwirksam 

Die Situation kommt oft vor: Zur Beendigung eines Arbeitsverhältnisses legt der 

Arbeitgeber dem Arbeitnehmer einen Aufhebungsvertrag vor, d

Verzicht des Arbeitnehmers auf die Erhebung einer Kündigungsschutzklage 

Dieser Klageverzicht ist zumeist unwirksam, stellte das Bundesarbeitsgericht in 

eine Entscheidung vom 24. September 2015 fest. 

Denn ein vor Ablauf von drei Wochen nach Zugang der Kündigung erklärter 

formularmäßiger Verzicht auf die Erhebung einer Kündigungsschutzklage ist 

ohne eine angemessene Gegenleistung des Arbeitgebers unwirksam.

Eine solche Vereinbarung führt zu einer unangemessenen Benachteiligung des 

307 BGB. 

Der Verzicht auf das Recht, gerichtlich gegen eine Kündigung vorzugehen, stellt 

für sich schon eine unangemessene Benachteiligung des Arbeitnehmers dar.

Eine solche Benachteiligung ist nur dann zu verneinen, wenn dem 

hmer an anderer Stelle vertraglich ein Vorteil gewährt wird. Dieser 

Vorteil muss von einem solchen Gewicht sein, dass er einen angemessenen 

Ausgleich für die Beeinträchtigung darstellt. 

Dabei stellt eine vom Arbeitgeber übernommene Verpflichtung, dem 

itnehmer ein Zeugnis mit einer überdurchschnittlichen Leistung

Führungsbeurteilung zu erteilen, keinen angemessenen Vorteil dar
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ur Beendigung eines Arbeitsverhältnisses legt der 

Arbeitgeber dem Arbeitnehmer einen Aufhebungsvertrag vor, der mit dem 

Erhebung einer Kündigungsschutzklage 

Dieser Klageverzicht ist zumeist unwirksam, stellte das Bundesarbeitsgericht in 

ochen nach Zugang der Kündigung erklärter 

formularmäßiger Verzicht auf die Erhebung einer Kündigungsschutzklage ist 

ohne eine angemessene Gegenleistung des Arbeitgebers unwirksam. 

enachteiligung des 

Der Verzicht auf das Recht, gerichtlich gegen eine Kündigung vorzugehen, stellt 

für sich schon eine unangemessene Benachteiligung des Arbeitnehmers dar. 

Eine solche Benachteiligung ist nur dann zu verneinen, wenn dem 

hmer an anderer Stelle vertraglich ein Vorteil gewährt wird. Dieser 

Vorteil muss von einem solchen Gewicht sein, dass er einen angemessenen 

Dabei stellt eine vom Arbeitgeber übernommene Verpflichtung, dem 

itnehmer ein Zeugnis mit einer überdurchschnittlichen Leistungs-und 

Führungsbeurteilung zu erteilen, keinen angemessenen Vorteil dar. 



Denn ein Arbeitnehmer besitzt einen gesetzlichen Anspruch auf ein 

qualifiziertes Zeugnis. Auch mit der Verpflichtung, ein überdurchschnittliches 

Zeugnis auszustellen, erfüllt der Arbeitgeber nur seine gesetzlichen Pflichten.  

 

Ein angemessener Ausgleich kann zum Beispiel in der Zahlung einer 

angemessenen Abfindung gesehen werden. 

 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer sollten diese Rechtsprechung bedenken und 

deshalb das Risiko der Unwirksamkeit beachten. 

Es gibt rechtlich wirksame Möglichkeiten, das gleiche inhaltliche Ziel zu 

erreichen, so zum Beispiel durch Abschluss der gleichen Vereinbarung in einem 

gerichtlichen Verfahren, ohne dass zwingend eine Gerichtsverhandlung 

stattfinden muss. 

 


